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an die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Personen 

nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.821 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Dr. Farouq 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung über die Erhebung 

von Gebühren für die Unterbringung von Personen nach dem  

Hessischen Landesaufnahmegesetz in der aus der Anlage 1 zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung.“ 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: AfD, FDP+FW+Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

Unterbringung von Personen nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz, 

101.18.821, wird zugestimmt. 

 

 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Antrag wird ergänzt durch folgende Regelung: 

 

§ 8 Ausnahme- und Härtefallregelung 



 

Beschluss der 19. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 17. Mai 2018 

 

2 von 2 (1) Soweit dies im Einzelfall aufgrund besonderer Umstände zur Überwindung 

einer Härte und zur Deckung einer zeitlich befristeten Bedarfslage geboten 

ist, wird von dem Gebührensatz nach § 5 Absatz 1 abgesehen, und die 

Gebührenhöhe auf 300 € festgesetzt.  

Bei einer gemeinschaftlichen Zimmernutzung werden die Kosten auf die 

Personen verteilt. 

[…] unverändert 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD 

Enthaltung: FDP+FW+Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zum Antrag des Magistrats betr. 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Personen 

nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz, 101.18.821, wird abgelehnt. 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Jutta Butterweck 

Vorsitzender  Schriftführerin 




